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RIE III Réforme de l'imposition des entreprises III
CSEC-CN Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil

national
Swissoil association nationale des négociants en combustibles
Aerosuisse Fédération faîtière de l'aéronautique et de l'aérospatiale suisse
SIAA Swiss International Airport Association
PF17 Projet fiscal 17
swisselectric Organisation des entreprises du réseau d'interconnexion suisse
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DMF Département militaire fédéral,
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Bürgerrecht

Im Kanton Bern fand eine Volksabstimmung zu der von der Regierung beantragten und
vom Parlament gegen die Stimmen der SVP beschlossenen neuen Vorschrift statt, dass
kommunale Einbürgerungsentscheide überall durch die Exekutiven zu fällen sind. Bei
rund zwei Dritteln der bernischen Gemeinden war dafür bisher die Legislative
(Gemeindeversammlung oder Parlament) zuständig gewesen. Am 25. September wurde
die neue Regelung gegen den Widerstand der SVP mit rund 60% Ja-Stimmen
angenommen. Auch im Kanton Appenzell-Ausserrhoden sind in Zukunft die
Gemeindeexekutiven für Einbürgerungsentscheide zuständig. Gegen ein vom
Kantonsparlament beschlossenes Gesetz wurde das Referendum nicht ergriffen. In der
Stadt Zürich reichten die PdA und die Alternative Liste eine Volksinitiative mit
demselben Ziel ein; das Parlament hiess eine analoge Motion gut. Im Kanton Zürich
wurde mit der Annahme der neuen Kantonsverfassung die Bestimmung aufgehoben,
dass über die Erteilung des Gemeindebürgerrechts nur ortsansässige Gemeindebürger
entscheiden dürfen. 1

KANTONALE POLITIK
DATUM: 29.09.2005
HANS HIRTER

Öffentliche Ordnung

Insgesamt kam es im Berichtsjahr zu 24 Grosskundgebungen mit 1'000 und mehr
Beteiligten (1995: 25). Davon fanden je fünf in Bern resp. Zürich statt, vier in Genf und
drei in Lausanne. Deutlich abgenommen haben die von Ausländern durchgeführten
grossen Manifestationen gegen die Zustände in ihren Heimatländern (vier), welche im
Vorjahr noch mehr als die Hälfte aller Grosskundgebungen ausgemacht hatten. Am
aktivsten waren 1996 die Angestellten des Bundes und der Kantone, welche zwölfmal an
grossen Protestveranstaltungen ihre Unzufriedenheit zeigten. Der Höhepunkt dieser
Mobilisierungswelle fand am 26. Oktober in Bern statt, wo rund 35'000 Angestellte des
öffentlichen Dienstes aus der ganzen Schweiz gegen Spar- und Abbaumassnahmen
demonstrierten. Es handelte sich dabei um die grösste Kundgebung seit 1982
(Friedensdemonstration in Bern mit rund 50'000 Beteiligten). Auch bei den beiden
nächstgrössten Manifestationen des Berichtsjahres standen Sparmassnahmen und
Angst um den Arbeitsplatz im Vordergrund: an einer Bauerndemonstration in Bern
nahmen 15'000 Personen teil, und an einem Protestmarsch gegen die Schliessung der
Brauerei Cardinal in Freiburg zählte man 10'000 Unzufriedene.

In der folgenden Zusammenstellung sind die Kundgebungen der Gewerkschaften zum 1.
Mai, welche in den Grossstädten jeweils einige Tausend Beteiligte aufweisen, nicht
erfasst. Demonstrationen mit 1'000 und mehr Teilnehmenden:
Bern: 8'000/Kosovo-Albaner, 8'000/Tamilen gegen Ausschaffung, 7'000/SBB-
Angestellte gegen Lohnabbau, 15'000/Bauern, 35'000/Angestellte des öffentlichen
Dienstes;
Zürich: 1'000/Tamilen, 2'000/gegen Polizeieinsatz bei 1. Mai-Demo,
2'000/Staatsangestellte gegen Sparmassnahmen, 7'000/Studierende und Mittelschüler
gegen Sparmassnahmen, 1'500/Staatsangestellte gegen Sparmassnahmen;
Genf: 8'000/Tamilen, 7'000 und 5'000/Staatspersonal gegen Sparmassnahmen,
1'500/Rentner gegen Rentenkürzung;
Lausanne: 2'000, 2'000 und 3'000/Angestellte des öffentlichen Dienstes gegen
Sparmassnahmen;
Freiburg: 10'000/gegen Schliessung der Brauerei Cardinal;
Basel: 3'000/Gewerkschafter Chemie;
Matran (FR): 2'500/Landwirte;
Schaffhausen: 1'500/gegen Gewalt an Kindern;
Lugano: 1'500/für autonomes Jugendzentrum;
Rheinfelden (AG): 1'500/gegen Schliessung der Brauerei Cardinal in Freiburg;
Solothurn: 1'500/Lehrer gegen Sparmassnahmen. 2

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1996
HANS HIRTER
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Kriminalität

Immer mehr wird auch in der Schweiz die wachsende Kriminalität zu einem Problem.
Eine Untersuchung zeigte zwar, dass relativ zur Bevölkerungszahl die Gesamtzahl der
Delikte seit 1982 nur wenig zugenommen hat. Wesentlich stärker zugenommen (+20
Prozent), haben hingegen die sogenannten Gewaltdelikte (Tötung, Körperverletzung,
Raub etc.). Weit überdurchschnittlich fiel dieser Anstieg in den grossen Städten aus,
was dazu führte, dass, in Relation zur Bevölkerungszahl, die Häufigkeit von
Gewaltdelikten in Zürich sechsmal und in Basel, Genf und Bern drei- bis viermal grösser
ist als im Landesmittel. Im Kanton Zürich ging 1992 die Gesamtzahl der Delikte zwar um
über 10 Prozent zurück, die Zahl der Raubüberfälle und der Delikte gegen Leib und
Leben nahm aber weiter massiv zu. 3

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 20.11.1992
HANS HIRTER

Besondere Vollzugsprobleme zeigten sich im Kanton Zürich. Vor allem als Folge der
Konzentration des schweizerischen Drogenmarktes auf die Stadt Zürich waren die
Gefängnisse oft dermassen überfüllt, dass die Polizei auf Verhaftungen verzichten
musste, oder dass Gefangene, bei denen die Landesverweisung vollzogen werden
konnte, vorzeitig entlassen wurden. Der Zürcher Regierungsrat Leuenberger (sp)
kündigte gegen Jahresende den Bau von neuen Vollzugsanstalten an. Die von Zürcher
Politikern aufgestellte Forderung nach einem Einsatz der Armee im Strafvollzug wurde
von EMD-Chef Villiger umgehend und kategorisch abgelehnt. 4

KANTONALE POLITIK
DATUM: 14.12.1993
HANS HIRTER

In Zürich fand vor dem Bezirksgericht der Prozess im bisher grössten Fall von
Korruption in der Schweiz statt. Der frühere Leiter der Abteilung Wirtschaftswesen der
Kantonsverwaltung (u.a. zuständig für die Bewilligung von Restaurants etc.), Raphael
Huber, wurde wegen passiver Bestechung (Annahme von Bestechungsgeldern) im
Umfang von CHF 2.4 Mio angeklagt. Im Abwesenheitsverfahren verurteilte ihn das
Gericht zu einer Gefängnisstrafe von fünf Jahren, einer Busse von CHF 200'000 und zur
Ablieferung der nachgewiesenen Deliktsumme von CHF 1.38 Mio. Diverse Besitzer von
Gastronomiebetrieben wurden wegen aktiver Bestechung mit Gefängnisstrafen bis zu 15
Monaten bedingt, kombiniert mit Bussen bis zu CHF 40'000 und mit der Einziehung von
erlangten Vermögensvorteilen bestraft. Das EJPD setzte – als Konsequenz aus einer im
Vorjahr als Postulat überwiesenen Motion Rechsteiner (sp, SG) – eine Arbeitsgruppe
ein, welche einen Bericht über das Ausmass der Korruption in der Schweiz anfertigen
soll. 5

POSTULAT
DATUM: 03.10.1995
HANS HIRTER

Polizei

Verschiedene Ereignisse machten Missstände in kantonalen Polizeien zum Gegenstand
der Mediendebatten. So löste etwa die Meldung, dass eine Aargauer Regionalpolizei
vorbestrafte Polizisten beschäftigte, einen kräftigen Medienwirbel aus, der auch
Missstände in der Luzerner Polizei aufdeckte. Im Kanton Luzern hatten Polizisten trotz
Verurteilung oder schwerer Anschuldigungen Karriere machen können. Als Antwort auf
die lautgewordene Kritik richtete die Luzerner Polizei eine interne Meldestelle ein und
nahm eine Reorganisation vor. Der Polizeichef Beat Hensler musste seinen Posten
räumen. Auch die Zürcher Polizei war nicht vor Skandalen gefeit. Die Korruptionsaffäre
in der Zürcher Sittenpolizei, in der den Stadtpolizisten vorgeworfen wurde,
Informationen gegen sexuelle Dienste geliefert zu haben, entfachte eine Diskussion
über den Regelungsbedarf der Prostitution. 6

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 04.07.2013
NADJA ACKERMANN
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Föderativer Aufbau

Territorialfragen

Die Zürcher Stadtregierung reagierte ablehnend auf die Anfrage der beiden
Parlamentarierinnen, die vom Stadtrat wissen wollten, wie er zu der Idee eines
Halbkantons Stadt Zürich stehen würde. Die Antragstellerinnen machten geltend, die
Stadt Zürich werde von den ländlichen Gemeinden häufig überstimmt. Gleichzeitig
nehme die Solidarität mit dem Zentrum ab, auf das immer mehr Lasten abgewälzt
würden. Ein Halbkanton könnte diese Probleme autonomer angehen. Tatsächlich stelle
sich das Problem der Finanzierung der zunehmenden Zentrumslasten nicht nur in der
Stadt Zürich, sondern sei in allen grösseren Städten ein zentrales Thema, gab der
Stadtrat zu Protokoll. Ein Alleingang sei aber nicht zielführend. Vielmehr müsse die
Partnerschaft zwischen Stadt und Landgemeinden verstärkt werden. Zudem hätte die
Gründung eines Halbkantons wohl negative finanzielle Folgen, müsste die Stadt doch
auf Gelder aus dem innerkantonalen Finanzausgleich verzichten und gleichzeitig als
ressourcenstarker Halbkanton viel Geld in den nationalen Ausgleich einzahlen. In der
Presse wurde die Idee denn auch als Utopie beschrieben. 7

KANTONALE POLITIK
DATUM: 15.01.2015
MARC BÜHLMANN

Aussenpolitik

Beziehungen zu internationalen Organisationen

La votation historique sur l’EEE a donné lieu à une participation exceptionnelle (78,7%);
il faut remonter au mois de juillet 1947 pour retrouver un pareil taux. Alors que, pendant
la session spéciale des Chambres fédérales, les sondages effectués indiquaient encore
qu'une majorité de citoyens avait l'intention de voter oui, le peuple et les cantons ont
rejeté le traité EEE à une majorité de 50,3% et par 14 cantons et 4 demis-cantons.
L'élément marquant de ce scrutin a été le clivage net entre la Suisse romande d'une
part et la Suisse alémanique et le Tessin d'autre part.

Votation du 6 décembre 1992

Participation: 78,7%
Non: 1'786'708 (50,3%) / 14 et 4/2 cantons
Oui: 1'762'872 (49,7%) / 6 et 2/2 cantons (BL, BS, FR, GE, JU, NE, VS, VD)

Mots d'ordre:
Non: UDC (2*: VD, BE), PES (6*: VD, FR, GE, NE, JU, BL), PA, DS, Lega dei Ticinesi, UDF,
FraP; ASIN, USP, Astag, LSPN
Oui: PRD (2*: GR, SZ), PDC (2*: OW, NW), PSS, PLS, AdI, PEP, PdT, gouvernements
cantonaux; UCAP, Vorort, USAM (8*: AG, AI, BL, GR, NW, TG, ZH, BE), USS, CSCS,
Association suisse des banquiers, nombreuses associations économiques
Liberté de vote: WWF, ATE
*Recommandations différentes sur les plans cantonaux.

Selon l'analyse VOX, les premières traces de recul des opinions favorables au traité sont
intervenues dans le courant de l'été dès le début de l'offensive des opposants,
emmenés par l'UDC zurichoise, et avec la prise de conscience des conséquences de la
participation à I'EEE sur la démocratie directe et sur le plan social. Les adversaires du
traité ont renforcé leur potentiel d'opposition par une publication d'annonces
conséquente qui faisait contrepoids à la partie rédactionnelle de la presse. D'autre
part, la campagne des partisans a débuté plus tardivement. Durant les dernières
semaines avant la votation, la campagne a atteint une intensité jamais connue ces
dernières années.

L'analyse du comportement des citoyens montre que, au moment du vote, les indécis
se sont largement ralliés aux courants majoritaires de leur région: ce phénomène a ainsi
renforcé l'acceptation en Suisse romande alors que, de l'autre côté de la Sarine, les
indécis se sont plutôt rangés du côté du non. Le même phénomène s'est répété pour
les abstentionnistes habituels qui s'étaient rendus aux urnes à cette occasion. Outre le
clivage linguistique manifeste, il a également pu être mis en évidence que les citadins,
les personnes de niveau de formation supérieur et celles se situant politiquement à
gauche ont été largement favorables à l'EEE. La plupart des grandes villes alémaniques,

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 06.12.1992
ANDRÉ MACH
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telles Bâle, Zurich, Berne, Lucerne et Winterthour, ainsi qu'une partie de leur banlieue,
se sont prononcées en faveur du traité. L'analyse par communes confirme cette
tendance générale et révèle que le non a été beaucoup plus important dans les régions
économiquement pauvres, les zones périphériques et les communes
traditionnellement «conservatrices» que dans les régions riches ainsi que dans les villes
et les communes «progressistes». Ces conclusions s'appliquent tout particulièrement
aux communes alémaniques alors qu'elles doivent être relativisées pour la Suisse
romande, où l'acceptation de I'EEE a été plus forte.

Les principales motivations avancées par les partisans s'articulent autour de deux
thèmes principaux: d'une part, des motifs d'ordre culturel comme le refus de
l'isolement et la volonté d'ouverture vers l'Europe; d'autre part, des arguments
économiques, basés sur les avantages que procurerait l'accès au grand marché
européen. Ces deux types de motivations étaient également présents chez les
adversaires de l'EEE, mais en sens inverse: d'un côté, un réflexe identitaire, alimenté
par la crainte de voir s'effondrer une certaine conception de la Suisse, qui s'est
manifestée par le refus de toute perte de souveraineté et de l'immigration de
travailleurs étrangers; d'un autre côté, la peur du chômage et de la baisse des salaires.
Enfin, une troisième catégorie d'opposants a invoqué les lacunes d'information et le
manque de clarté du Conseil fédéral. La victoire des adversaires, en Suisse alémanique,
a résidé dans leur capacité à énoncer des arguments qui «cadraient» avec certaines
croyances et valeurs de la population.

Le revirement récent des autorités fédérales qui, jusqu'à ces dernières années
exprimaient une certaine indifférence, voire de la méfiance à l'égard de la CE, peut
expliquer un certain désarrói et finalement l'opposition d'un grand nombre de citoyens.
Il n'a pas été possible d'évaluer l'impact de la décision du Conseil fédéral de déposer
une demande d'adhésion à la CE; on peut cependant signaler qu'une forte majorité des
personnes sondées se seraient opposées à une adhésion et qu'un peu plus d'un tiers
des personnes ayant approuvé I'EEE auraient refusé d'adhérer à la CE. 8

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

«Was wollt ihr Zürcher eigentlich?» Vor dem 27. November 2017 fiel es dem Zürcher
Regierungsrat Ernst Stocker (ZH, svp) nicht leicht, diese Frage, die ihm regelmässig in
Bezug auf die Steuervorlage 17 gestellt wurde, zu beantworten. Denn noch zur
Unternehmenssteuerreform III hatten die Finanzvorsteher von Stadt und Kanton Zürich
– Daniel Leupi (ZH, gp) und Ernst Stocker – diametral unterschiedliche Positionen
vertreten: Die Stadt Zürich, und insbesondere Leupi, gehörten zu den grössten Kritikern
der USR III, da sie unausgewogen sei und in der Stadt zu hohen Steuerausfällen führen
würde. 
In der Vernehmlassungsvorlage hatte der Bundesrat im Vergleich zur
Unternehmenssteuerreform III auf die zinsbereinigte Gewinnsteuer verzichtet, da diese
im Vorfeld und Nachgang der Abstimmung über die USR III besonders stark kritisiert
worden war. Diese Massnahme ist aber für den Kanton Zürich aufgrund seiner
speziellen wirtschaftlichen Situation besonders zentral: Zürich verfügt über besonders
viele – die Finanzdirektion des Kantons spricht von 40 Unternehmen, die Steuern in
zweistelliger Millionenhöhe bezahlen – sogenannte Swiss Finance Branches von
Konzernfinanzierungsgesellschaften, das sind quasi konzerninterne Banken. Diese
werden bisher nur mit 2 bis 3 Prozent besteuert. Da sie sehr mobil sind und über
wenige Angestellte verfügen, ist die Wahrscheinlichkeit hoch, dass sie bei einer
Abschaffung der bisherigen Steuerprivilegien ohne spezifische Entlastungsmassnahmen
ihre Standorte verlagern würden. Denn der Kanton Zürich befürchtet einen grossen
Mitnahmeeffekt bei Steuererleichterungen für Unternehmen – insbesondere auch im
Vergleich zu anderen Kantonen; sehr viele Unternehmen würden also von den
Steuersenkungen profitieren, obwohl sie auch ohne diese in Zürich geblieben wären.
Daher kann der Kanton Zürich seine ordentlichen Gewinnsteuern nicht so stark senken
wie andere Kantone. Durch die zinsbereinigte Gewinnsteuer, die massgeschneidert ist
für derartige Unternehmen, die üblicherweise über viel Eigenkapital verfügen, könnte
deren Steuerbelastung spezifisch reduziert werden, wodurch der Kanton bezüglich der
Steuerbelastung konkurrenzfähig bliebe. 
Aufgrund dieser speziellen Situation hatte sich Stocker schon früh dafür stark gemacht,
dass die zinsbereinigte Gewinnsteuer wieder in die SV17 aufgenommen wird – blieb
damit aber lange erfolglos. Als Mitgrund dafür galt gemeinhin die uneinheitliche Haltung

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.11.2017
ANJA HEIDELBERGER
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von Stadt und Kanton Zürich. Entsprechend versuchte Stocker gemäss Medien in zähen
Verhandlungen, die Stadt Zürich, die Stadt Winterthur und die Gemeinden des Kantons
bezüglich der zinsbereinigten Gewinnsteuer an Bord zu holen. Die langen, umstrittenen
Verhandlungen – der Tages-Anzeiger beschrieb ein «dampfendes Sitzungszimmer» und
Debatten «bis zur Schmerzgrenze» – waren schliesslich von Erfolg gekrönt: Ende
November 2017, kurz vor Ende der Vernehmlassung, erreichten Stocker, Leupi,
Jacqueline Fehr (ZH, sp), Justizdirektorin des Kantons Zürich, sowie Jörg Kündig,
Präsident des Gemeindepräsidentenverbands, einen Kompromiss. Demnach
befürworten Kanton, Stadt und Gemeinden die Aufnahme der «Zinsbereinigten Light»,
welche die Einführung der zinsbereinigten Gewinnsteuer im Unterschied zur USR III nur
auf Kantonsebene und nur fakultativ vorsieht, in die SV17. Der Nutzerkreis wird im
Vergleich zur USR III eingeschränkt; neu soll das Instrument nur noch von
Finanzierungsgesellschaften verwendet werden können, die zu weltweit tätigen
Unternehmen gehören und von Zürich aus ihre Kredite vergeben. Betroffen sein
werden daher nur noch weniger als 100 Arbeitsplätze, die jedoch Steuern in
zweistelliger Millionenhöhe generieren. Im Gegenzug wird der Kanton die
Gewinnsteuern in zwei Schritten um zwei Prozentpunkte senken, wobei der zweite
Schritt 2023 erfolgen soll und in eine separate Vorlage ausgelagert wird, deren Inhalte
entsprechend noch ausgehandelt werden müssen. Zudem muss der Kanton die
fehlenden Einnahmen auf Ebene der Gemeinden mit einer etappierten Erhöhung des
kantonalen Anteils an den Ergänzungsleistungen von 44 auf 50 und anschliessend auf 53
Prozent kompensieren. Der Kanton verpflichtet sich, mehr Geld in den kantonalen
Finanzausgleich einzubezahlen sowie die Kirchgemeinden mit CHF 5 Mio. zu
unterstützen. Damit würden die Entschädigungen für die Gemeinden gemäss NZZ
vermutlich den höheren Kantonsanteil an den direkten Bundessteuern übersteigen. 
Die Zürcher Parteien zeigten sich nicht begeistert vom Kompromiss. Für die Grünen sei
er «hart an der Schmerzgrenze», die SP gab sich skeptisch. Man sehe die zinsbereinigte
Gewinnsteuer noch immer «sehr kritisch»; dennoch wurden einige Stimmen laut, die
gezielte Instrumente gegenüber breiten Steuersenkungen präferierten. Die
bürgerlichen Parteien kritisierten insbesondere die Staffelung der
Gewinnsteuersenkung, zeigten sich aber erfreut über die gemeinsame Position von
Kanton, Stadt und Gemeinden. Obwohl keine Partei vollständig mit dem Kompromiss
zufrieden war, sprach sich keine von ihnen offen dagegen aus; dies erklärte die NZZ
damit, dass der Kompromiss ein «diffiziles Konstrukt» darstelle, von dem kein Element
verändert werden könne, ohne dass es zusammenstürze. 
Zumindest in einem ersten Schritt entfaltete die Zusammenarbeit der Zürcher
Staatsebenen eine positive Wirkung: In der Vernehmlassung sprachen sich neben dem
Kanton Zürich auch die FDK sowie 13 weitere Kantone für diese sogenannte «Lex
Zürich» aus. 9

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

Le parlement cantonal zurichois n’a pas attendu le feu vert des autorités fédérales pour
inscrire dans son plan directeur des transports le principe de l’introduction à moyen
terme d’un tel système de taxe (Road Pricing) pour la ville de Zurich, voire son
agglomération. Principaux promoteurs de cette innovation, les députés écologistes et
socialistes ont souligné qu’il s’agissait d’une taxe environnementale, selon le principe
du pollueur-payeur, dont le produit devrait servir au développement des transports
publics, et non à la construction de nouvelles routes. À l’opposé, UDC et PRD ont
dénoncé le caractère antisocial de cette taxe qui empêcherait les personnes de
conditions modestes de se déplacer en automobile en ville de Zurich. Suite à la
décision du Conseil fédéral, les autorités de la ville de Berne ont pour leur part
communiqué qu’elles privilégiaient une solution au niveau de l’agglomération bernoise,
et non uniquement de la capitale, en concertation avec le canton. Le PS bernois a
déposé des propositions en faveur du Road Pricing au Grand conseil et au législatif de
la capitale. 10
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Eisenbahn

L’UBS ayant refusé de racheter le contrat de projet à ses promoteurs, les CFF ont
annoncé qu’ils renonçaient à conclure le contrat nécessaire en vue de la construction
du complexe Eurogate à Zurich. Le complexe, prévu au-dessus des voies de la gare,
devait s’étendre sur 242'000 m2 et offrir des bureaux pour 5'000 personnes, 500
appartements, un hôtel et un centre de congrès. La nouvelle gare traversante
souterraine de Zurich a eu par contre plus de succès. Après son approbation par le
parlement zurichois, les citoyens zurichois ont à une écrasante majorité de voix
accepté en septembre l’investissement de CHF 580 millions destiné à sa construction.
Le projet était devisé à CHF 1,45 milliards. Le reste sera prix en charge par les CFF et
peut être la Confédération. Cette nouvelle gare améliorera la situation actuelle, car les
voies finissent en cul-de-sac pour le trafic en transit. Seul le RER dispose d’une gare
traversante en sous-sol. Le nouveau projet ajoute quatre voies souterraines prolongées
par un tunnel sous la Limmat, reliant le centre à Oerlikon, au nord-est. Ainsi, des trains
venant de Berne, Bienne ou Bâle pourront continuer en direction de Kloten et
Winterthour sans rebroussement. 11

KANTONALE POLITIK
DATUM: 24.09.2001
PHILIPPE BERCLAZ

En septembre, et après neuf ans de travaux préparatoires, la construction de la
nouvelle traversée de Zurich de Altstetten vers Oerlikon a débuté. Cette boucle de 4,8
km doit permettre de désengorger la gare de Zurich, par laquelle transitent
quotidiennement plus de 300'000 voyageurs, grâce à quatre nouvelles voies qui
passeront sous la Limmat. À l’actuelle gare de surface, dont les lignes s’achèvent en cul
de sac, s’ajoutera ainsi une deuxième gare souterraine et traversante. Les trains en
transit ne devant plus rebrousser chemin, un gain de trente minutes sera en outre
réalisé sur les itinéraires à destination de Saint-Gall. Cofinancée par le canton de
Zurich, la Confédération et les CFF, la nouvelle infrastructure entrera en service d’ici
2015. La gare souterraine existante ne sert que le trafic régional (S-Bahn), tandis que la
nouvelle gare sera essentiellement dévolue au trafic national à destination du nord-est
du pays. 12

ANDERES
DATUM: 21.09.2007
NICOLAS FREYMOND

Les CFF ont annoncé l’investissement de CHF 187,5 millions afin de construire deux
voies en gare d’Oerlikon (ZH), occasionnant une croissance de 50% de la capacité de la
gare (1'500 trains/jour contre 1'000 précédemment). CHF 87,3 millions seront en outre
consacrés à la construction de voies de dépassement, de sorte à accroître la capacité
du tronçon Olten-Hammer-Luterbach-Attisholz, dans le canton de Soleure. 13

ANDERES
DATUM: 02.09.2008
NICOLAS FREYMOND

Agglomerationsverkehr, öffentlicher Verkehr

Le RER zurichois, une année et demi après son entrée en service, s'est avéré être un
échec du point de vue de la diminution du trafic automobile dans la ville de Zurich.
Ainsi, même s'il connaît un grand succès, il n'a pas permis de réduire la circulation à
aucun moment de la journée ou de la semaine, alors qu'une baisse de 30 pour cent
était escomptée. Cela semble confirmer l'hypothèse selon laquelle des alternatives au
transport individuel, dans le cas où le seuil de saturation n'est pas dépassé, n'ont que
peu d'effet, puisque le transfert d'une partie du trafic de la route au rail est
immédiatement compensé par l'arrivée de nouveaux conducteurs. 14

KANTONALE POLITIK
DATUM: 04.12.1991
SERGE TERRIBILINI

Luftfahrt

En début d’année, les zurichois ont accepté par 55,5% une contribution cantonale de
CHF 300 millions au capital de la nouvelle compagnie aérienne. Ils ont aussi approuvé
par 67,6% une garantie de CHF 100 millions pour l’aéroport de Kloten. L’aval du
souverain zurichois a permis la mise en place de la variante 26/26 (26 court et moyen-
courriers et 26 long-courriers). Argovie, Bâle-Campagne, Bâle-Ville, Glaris, Grisons,
Neuchâtel, Obwald, Schwyz, St-Gall, Tessin, Valais, et Uri ont également souscrit au
capital-actions de la future compagnie. Par contre, Berne, Fribourg, Jura, Lucerne,
Schaffhouse, Soleure, Nidwald, Vaud, Zoug ainsi que les villes de Zurich et de Kloten ont
refusé d’y participer. Les actionnaires ont prolongé jusqu’au 30 avril 2003 le délai pour
le capital autorisé. Divers cantons et communes qui s’étaient déclarés prêts à participer
en décembre 2001 n’ont pas encore pu y souscrire, le feu vert du peuple leur faisant
notamment encore défaut. Après des mois de spéculations et l’attribution des
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concessions court, moyen et long-courrier par le DETEC, le nom et la raison sociale de
la nouvelle compagnie aérienne ont été dévoilés officiellement en février. Les avions
ont volé dès le 31 mars sous le nom de "Swiss" et déclinaient le nom du pays dans les
quatre langues nationales : Schweiz, Suisse, Svizzera et Svizra. D’un point de vue légal, la
nouvelle société s’appelait Swiss Air Lines Ltd et son siège était à Bâle. Lors de leur
assemblée, les actionnaires ont validé ces deux noms. S’estimant floué, SAirGroup a
saisit la justice zurichoise pour interdire à Crossair d’utiliser le logo Swiss et
l’appellation Swiss Air Lines Ltd. Le Tribunal de commerce de Zurich a refusé d’entrer
en matière sur la plainte contre l’utilisation de la marque "Swiss". Il considérait qu’il n’y
avait pas de danger de préjudice irréparable pour SAirGroup et que le danger de
confusion entre Swiss et Swissair était inexistant, les marques étant nettement
distinctes. SairGroup n’a pas recouru. A la fin mars, la cellule d’intervention – task force
"pont aérien", créée le 5 octobre 2001 pour assurer l’exploitation du réseau Swissair
durant l’horaire d’hiver et faciliter la mise sur pied de la nouvelle compagnie –, a été
démantelée. Les actionnaires principaux de Swiss ont prolongé à fin août 2004 la clause
de non-vente des actions souscrites à l’occasion de l’augmentation de capital. Celle-ci
s’élevait à CHF 2,561 milliards. La décision a été prise par 33 actionnaires,
institutionnels et privés, détenant plus de 90% des titres existants. (La Confédération
possédait 20,5% des actions, le canton de Zurich 10,2%, les autres cantons 12,1%, l’UBS
10,5%, le Credit Suisse Group 10% et le milliardaire Walter Haefner, fondateur et
propriétaire de l’importateur automobile AMAG 6,8%. L’économie privée contrôlait
environ deux tiers du capital-actions.) 15

Le Tribunal administratif de Mannheim a débouté pour la seconde fois Swiss et
Unique. Il a rejeté les arguments des plaignants (réduction de capacité d’un tiers de
l’aéroport et retards en cascade) et confirmé les nouvelles restrictions de vols. Malgré
cet échec, l’aéroport de Kloten restait convaincu de la viabilité des mouvements par le
nord. Il plaidait pour une approche coudée au nord en bordure de la frontière. La ville
de Zurich, le parlement et le gouvernement du Canton de Zurich militaient aussi dans
ce sens. Suite aux réticences des adversaires des approches par le sud, Moritz
Leuenberger a exigé leur réexamen. L’Office fédéral a levé les craintes en
concluant (L’OFAC a approuvé en juin les procédures d’approches sur la base d’une
première analyse. L’examen de sécurité effectué par Skyguide était en cours), à l’image
des autres études réalisées par l’aéroport, le DETEC et Skyguide, que celles-ci étaient
sûres. Répondant à un mandat donné par Markus Mohler, le délégué à la sécurité auprès
du DETEC, une entreprise anglaise spécialisée a procédé à une analyse, fin septembre,
pour s’assurer que les examens de sécurité s’étaient déroulés en parfaite conformité
avec les normes déterminantes de l’aviation civile internationale. L’OFAC et Skyguide
ont édicté certaines mesures d’accompagnement à cet effet. Quelques jours après
l’annonce de l’OFAC, la réussite de l’ultime contrôle de sécurité effectué par Skyguide
a définitivement avalisé les approches par le sud. A partir du 30 octobre, les approches
ont été faites par le sud le matin, entre 6 et 7 heures les jours ouvrables, et entre 6 et 9
heures les week-ends et jours fériés. Les avions ont atterri depuis l’est le soir dès 21
heures les jours ouvrables et dès 20 heures les week-ends et jours fériés. En cas de
conditions météorologiques normales, cela représente 20 à 60 approches par le sud
(respectivement les jours ouvrables et les week-ends) et de 6 à 28 approches par
l’est. 16

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 29.10.2003
PHILIPPE BERCLAZ

Saisi d’une initiative populaire cantonale visant à réduire les nuisances sonores de
l’aéroport de Zurich par un plafonnement du nombre de mouvements d’appareils
(250'000/an; 260'000 en 2006) et une interruption des vols durant neuf heures la nuit
(en 2006: six heures), le Grand conseil zurichois a adopté un contre-projet censé
permettre de lutter contre le bruit des avions sans entraver la croissance de l’aéroport.
A la limitation, jugée rigide, voulue par les initiants, elle a préféré l’édiction d’une limite
à 320'000 mouvements/an et une interdiction de vol durant sept heures pendant la
nuit. Dans les urnes, l’initiative, soutenue par les Verts, le PS et les organisations
écologistes, a été rejetée par 63% des votants, alors que le contre-projet a été
approuvé dans une proportion identique. Le PRD, le PDC, l’UDC, Swiss et Flughafen
Zürich AG, qui craignaient pour le développement économique de la région, ont fait
part de leur soulagement. Le peuple zurichois devra toutefois encore voter sur trois
autres initiatives visant toutes à réduire le nombre de vols et étendre la durée du repos
nocturne. 17
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Le conflit opposant les riverains et la direction de l’aéroport de Zurich concernant les
atterrissages par l’approche orientale n’a pas faibli au cours de l’année sous revue.
Tout d’abord, les gouvernements cantonaux de la Suisse orientale, ainsi que 86
communes situées à proximité de l’aéroport de Zurich ont adopté une prise de position
commune contre la construction d’une nouvelle piste occidentale. Rappelant les
nuisances sonores que la population de cette région subit à longueur d’année, les
représentants cantonaux ont exigé l’intervention du Conseil fédéral. Sur le terrain
judiciaire, ensuite, le Tribunal administratif fédéral a rejeté douze recours émanant
d’habitants et associations de riverains. Les recourants ont vainement tenté d’obtenir
l’annulation de l’autorisation délivrée par l’OFAC en 2007 pour les atterrissages par
l’approche orientale utilisant le système d’atterrissage aux instruments. 18

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 22.02.2008
NICOLAS FREYMOND

Saisi d’un recours contre le projet d’allongement de la piste 28 de l’aéroport de Zurich
(approche orientale), le Tribunal fédéral a conclu à la conformité du projet de la société
exploitant l’aéroport à la planification en vigueur. L’avenir du projet se jouera
cependant devant le peuple en juin 2010, lors de la votation sur l’initiative populaire
cantonale lancée par les riverains contre toute nouvelle construction de piste. 19

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 24.07.2009
NICOLAS FREYMOND

Le 27 septembre, le peuple zurichois a rejeté par 75,2% des voix l’initiative populaire
cantonale visant à réduire les nuisances sonores de l’aéroport de Zurich par un
plafonnement du nombre de mouvements d’appareils à 250'000 mouvements par an
et un prolongement de 6 à 9 heures de l’interruption nocturne des vols. Tous les partis
avaient appelé au rejet et seules quelques communes directement exposées aux
nuisances induites par le trafic aérien ont approuvé le texte proposé. 20

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 27.09.2009
NICOLAS FREYMOND

Le gouvernement zurichois a fait part de sa volonté d’étendre les interdictions de bâtir
autour de l’aéroport de Zurich, à Kloten, afin de corriger le dépassement de 6% du
nombre de 47'000 personnes fortement dérangées par le bruit prescrit par la loi
cantonale y-relative. L’exécutif s’est fondé sur les chiffres de l’augmentation de la
population dans les zones exposées pour motiver sa stratégie. Cette annonce a suscité
l’ire des riverains, qui ont exigé des mesures visant à réduire les émissions du trafic
aérien. 21

KANTONALE POLITIK
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Im November lehnte die Zürcher Stimmbevölkerung mit 58.8% Nein-Stimmen eine von
42 Gemeinden eingereichte Behördeninitiative ab, die den Pistenneubau bzw. deren
Ausbau am Flughafen Zürich-Kloten künftig untersagen wollte. Noch deutlicher, mit
68,2% Nein, verwarf der Souverän einen Gegenvorschlag des Vereins „Flugschneise Süd
– Nein“, der neben dem Ausbauverbot unter anderem auch einen Verzicht auf
sogenannte Schnellabrollwege und eine Aufhebung der Südanflüge forderte. 22
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Raumplanung und Wohnungswesen

Mietwesen

Ein erstes Treffen der nach der bundesrätlichen Stellungnahme zu
Personenfreizügigkeit und Wohnungsmarkt eingesetzten Arbeitsgruppe
„Wohnungspolitischer Dialog“ fand im August statt. Die vom Vorsteher des
Bundesamtes für Wohnungswesen (BWO) geleitete Gruppe setzt sich aus Vertretern der
Kantone Zürich, Genf, Zug, Fribourg, Waadt und Aargau sowie aus Repräsentanten der
Städte Zürich, Basel, Luzern, Nyon, Wädenswil und Lugano zusammen und soll unter
Beizug von Experten in drei Sitzungen die regional unterschiedlichen wohnpolitischen
Herausforderungen und Bedürfnisse erörtern. In einem Ende des Berichtsjahres
erschienenen Zwischenbericht erkannte die Arbeitsgruppe, die sich aus Vertreter von
Regionen mit angespannten Wohnungsmärkten zusammensetzt, ein Auseinanderdriften
zwischen den effektiven Marktindikatoren und der selektiven und überspitzten
Wahrnehmung der Problematik in einigen Kreisen der Bevölkerung. Sie empfahl dem
Bundesrat denn auch, Anreiz-orientierte Massnahmen regulativen Verboten
vorzuziehen. Konkret beantragte sie der Regierung unter anderem, im Rahmen einer
zweiten RPG-Teilrevision die Förderung des preisgünstigen Wohnungsbaus zu prüfen
sowie mittels Änderung des Obligationenrechts die Transparenz auf dem
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Mietwohnungsmarkt zu erhöhen. Ferner begrüsste die Arbeitsgruppe die Fortführung
des Dialogs zur eingehenden Behandlung weiterer Themen. 23

Umweltschutz

Luftreinhaltung

Ein Zwischenbericht zur Nationalfondsstudie über den Zusammenhang zwischen
Luftverschmutzung und Atemwegserkrankungen bei Kindern kam zu alarmierenden
Ergebnissen. Der Zentralverband der Verbindung der Schweizer Arzte (FMH), der sich
besorgt zeigte über die Gesundheitsgefährdung der Bevölkerung angesichts der
zunehmenden Umweltschädigung, erarbeitete ein Umweltschutzprogramm und setzte
eine ständige Arbeitsgruppe ein, die u.a. eine Dokumentation gesundheitsbezogener
Daten im Zusammenhang mit Umweltschädigung aufbaut. Die Arztinnen und Arzte der
Aktion "Luft ist Leben" richteten zudem einen Appell an den Nationalrat, er solle bei
seinen Beratungen über das Luftreinhalte-Konzept alles daran setzen, die
Schadstoffbelastung der Luft in der gebotenen Eile auf den Stand der 50er Jahre zu
verringern. Auch die Umweltschutzorganisationen, die das Luftreinhalte-Konzept als
ungenügend erachteten, forderten das Parlament auf, zusätzliche Massnahmen zu
beschliessen. Nur mit einer Verminderung des Verbrauchs von Treibstoff und
chemischen Lösungsmitteln um je einen Drittel lasse sich eine Reduktion der
Luftverschmutzung auf ein für Natur und Mensch ungefährliches Niveau erreichen.
Mehrere kantonale und kommunale Behörden drängten ebenfalls auf ein
einschneidenderes Vorgehen. So verlangte etwa die Exekutive der Stadt Zürich die
Prüfung von Massnahmen wie Benzinrationierung, autofreie Tage, Öko-Bonus und die
Uberwälzung der fixen Motorfahrzeugkosten auf die Benzinpreise, und der Zürcher
Kantonsrat reichte eine Standesinitiative betreffend Erhebung der
Motorfahrzeugsteuern über den Treibstoffpreis ein. 24

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 11.12.1987
KATRIN HOLENSTEIN

Klimapolitik

Les modifications légales nécessaires pour le couplage des système d'échange de
quota d'émission (SEQE) suisse et européen ont été mises en consultation, en même
temps que la révision totale de la loi sur le CO2 et l'approbation de l'Accord de Paris.
Des acteurs du secteur de l'énergie, des organisations de politiques énergétiques, des
organisations des transports publics et privés, des organisations de protection de
l'environnement et des associations faîtières de l'économie ont pris part à la
consultation outre les entités cantonales, communales et les partis politiques.
Le projet de couplage a rencontré un large soutien - tous les cantons sauf Schwyz et
Berne, les commissions et conférences communales, le PBD, le PCS, le PDC, les
Vert'libéraux, le PLR, les associations faîtières de l'économie, les acteurs du secteur de
l'énergie, quelques organisations des transports publics et privés et autres
organisations l'ont approuvé. D'après les partisans, le couplage permettrait à
l'économie suisse d'être sur un pied d'égalité avec ses concurrents directs dans l'UE et
la Suisse aurait ainsi accès à un marché plus liquide des droits d'émission. Sur les 256
avis, 26 participants ont rejeté le projet. Il s'agit des cantons de Berne, de Schwyz, des
Verts, des Jeunes Vert-e-s, de l'UDC, de la SES, des organisations des transports
publics et privés, des organisations de protection de l'environnement et d'autres
organisations. L'efficacité du système européen comme instrument de politique
climatique a été mise en doute en raison des bas prix des droits d'émission. Plusieurs
participants souhaitaient intégrer l'aviation dans le système d'échange afin que ce
secteur réduise également ses émissions. Cette mesure était supportée par 15 cantons
(FR, JU, AR, AI, GR, GL, ZG, ZH, UR, GE, SG, OW, LU, VS, NW), la Conférence
gouvernementale des cantons alpins, la DTAP, l'EnDK, le PS, les Verts, les Jeunes Vert-e-
s, le PDC, le PLR, la SES et les organisations de protection de l'environnement. Elle était
refusée par le Centre Patronal, l'USAM, economiesuisse, l'UP, Aerosuisse et la SIAA. Le
principal argument avancé était que l'Organisation de l'aviation civile internationale
(OACI) avait déjà proposé des mesures dans ce domaine. Sur la question de l'intégration
des centrales thermiques à combustibles fossiles dans le SEQE, 14 cantons (BL, ZH, UR,
AR, AI, GR, GL, ZG, SG, OW, LU, VS, NW, FR) y étaient favorables. La Conférence
gouvernementale des cantons alpins, la DTAP, l'EnDK, l'UP, Forum suisse de l'énergie,
l'AES, la SES, Swisselectric, les organisations de protection de l'environnement ont
également approuvé la proposition. Finalement, le Centre Patronal, l'USAM, Swissmem,
l'USP et economiesuisse ont proposé que les entreprises puissent demander de sortir
du SEQE ou à y être intégré.
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Le Conseil fédéral a pris connaissance de ces résultats. Il présentera un message au
Parlement pour l'approbation de l'accord sur le couplage des SEQE suisse et
européen. 25

La procédure de consultation a permis de recueillir 256 avis relatifs à la politique
climatique post-2020, particulièrement quant à l'approbation de l'Accord de Paris sur
le climat, la révision de loi sur le CO2 et l'approbation de l'accord sur le couplage des
SEQE suisse et européen. Des acteurs du secteur de l'énergie, des organisations de
politiques énergétiques, organisations des transports publics et privés, organisations
de protection de l'environnement et des associations faîtières de l'économie ont pris
part à la consultation outre les entités cantonales, communales et les partis politiques.
La ratification de l'Accord de Paris récolte un large soutien. Toutefois, les objectifs de
réduction des émissions de CO2 sont plus disputés. La plupart des participants sont
favorables à l'objectif global de réduction des émissions de 50% par rapport à 1990
d’ici 2030. A propos de la répartition des parts de réduction d'émissions entre la Suisse
et l'étranger, une très faible majorité estime que la part à réaliser en Suisse devrait être
plus élevée que celle proposée dans le projet. Les acteurs de l'économie, les
entreprises et un nombre assez important de cantons appellent à la flexibilisation de
ces parts. Finalement, la fixation d'un objectif moyen révèle des avis mitigés. Au sujet
du couplage des SEQE, seul un quart des participants s'y oppose. Du côté des partisans,
un nombre important d'acteurs doutent de l'efficacité du système européen en raison
des prix bas des droits d'émission. D'autres souhaiteraient intégrer l'aviation dans le
SEQE pour que le secteur réduise aussi ses émissions. Pour le projet de révision de la
loi sur le CO2, la hausse du montant maximal de la taxe sur le CO2 perçue sur les
combustibles satisfait la plupart des cantons, presque toutes les commissions,
conférences et associations de communes et quelques partis politiques. Les
organisations de protection de l'environnement voudraient un montant plus élevé que
240 francs ou alors qu'aucun montant maximal ne soit fixé pour pouvoir adapter la taxe
au degré d'atteinte des objectifs. La majorité des participants est favorable au maintien
des exemptions de la taxe sur le CO2 perçue sur les combustibles, au maintien de
l'obligation de compenser pour les importateurs de carburants, au maintien des
prescriptions relatives aux émissions de CO2  pour les véhicules, au maintien des
activités de formation, d'information au public et de conseil aux professionnels. Un
tiers des participants est pour l'interdiction subsidiaire des chauffages à combustibles
fossiles. La proposition de l'abandon de l'affectation partielle du produit de la taxe sur
le CO2 au Programme Bâtiments, ainsi que l'abandon de l'affectation partielle du
produit de la taxe sur le CO2 au fond de technologie, ne rencontre pas de soutien.
Suite à la procédure de consultation, le Conseil fédéral a pris connaissance des
résultats. Le projet concernant l'approbation de l'Accord de Paris a été transmis au
Parlement dans le cadre d'une procédure accélérée. 26

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 30.11.2016
DIANE PORCELLANA

L'approbation de l'Accord de Paris a été discutée dans le cadre de la consultation sur
la politique climatique de la Suisse, en même temps que le projet de couplage du SEQE
suisse et européen, et la révision totale de loi sur le CO2. Des acteurs du secteur de
l'énergie, des organisations de politique énergétique, des organisations des transports
publics et privés, des organisations de protection de l'environnement et des
associations faîtières de l'économie ont pris part à la consultation outre les entités
cantonales, communales et les partis politiques.
Environ 95% des participants sont favorables à la ratification de l'accord. Tous les
cantons sauf Schwyz, les partis politiques excepté l'UDC, les conférences et les
commissions communales, les associations faîtières de l'économie, les acteurs du
secteur de l'énergie excepté Swissoil, les représentants du secteur des transports et les
organisations de protection de l'environnement figurent parmi les partisans. Ils
s'attendent à des effets positifs sur l'économie suisse et soulignent l'efficacité de
l'accord pour lutter contre les changements climatiques. Les quelques opposants
estiment que les objectifs de réduction des émissions de CO2 sont trop élevés, et que
la croissance économique et la compétitivité de la Suisse seraient mises en péril.
Concernant l'objectif global (réduction des émissions de gaz à effet de serre de 50%
par rapport à 1990 d’ici 2030) et l'objectif moyen (réduction des émissions de gaz à
effet de serre de 35% en moyenne par rapport à 1990 entre 2021 et 2030) de la Suisse,
les positions sont moins unanimes. Un peu plus de la moitié des participants est
d'accord avec le principe de l'objectif global. La Suisse refléterait ainsi une image
responsable. S'agissant de l'objectif moyen, 43 participants s'y opposent contre 37 en
faveur. Certains interrogés aimeraient que les objectifs soient augmentés, alors que
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d'autres voudraient les voir à la baisse. La majorité des organisations de protection de
l'environnement et de politique énergétique, quelques associations faîtières de
l'économie et des partis politiques, cantons et communes refusent les objectifs car ils
ne sont pas assez ambitieux. Enfin, des participants voudraient seulement l'objectif
global. C'est maintenant au tour du Parlement, de statuer sur le projet d'approbation
de l'Accord de Paris. 27

Le projet de révision totale de la loi sur le CO2 pour la période postérieure à 2020 a
été soumis à consultation en parallèle de l'approbation de l'Accord de Paris et du
projet de couplage des SEQE suisse et européen. Des acteurs du secteur de l'énergie,
des organisations de politiques énergétiques, organisations des transports publics et
privés, organisations de protection de l'environnement et des associations faîtières de
l'économie ont pris part à la consultation outre les entités cantonales, communales et
les partis politiques.
La hausse du montant maximal de la taxe sur le CO2 perçue sur les combustibles
satisfait la plupart des cantons, presque toutes les commissions, conférences et
associations de communes et quelques partis politiques. Les organisations de
protection de l'environnement, appuyé par certains partis politiques, voudraient un
montant plus élevé que 240 francs ou alors qu'aucun montant maximal ne soit fixé pour
pouvoir adapter la taxe au degré d'atteinte des objectifs. La majorité des participants
sont favorables au maintien des exemptions de la taxe sur le CO2 perçue sur les
combustibles. Toutefois, un grand nombre d'entre eux rejettent le critère d'exemption
proposé. S'agissant de l'aménagement de l'exemption de la taxe, le modèle
"harmonisation" est préféré à celui de la "dissociation". Plusieurs associations faîtières
de l'économie souhaiteraient une combinaison d'aspects des deux modèles.
L'obligation de compenser pour les importateurs de carburants convainc les
organisations de l'environnement, les cantons et la plupart des partis politiques. Un
rehaussement du taux de compensation en Suisse est demandé notamment par les
partis politiques, les acteurs du secteur de l'énergie et les organisations de protection
de l'environnement. Principalement, les représentants du domaine des transports
souhaitent abaisser le taux, alors que d'autres le voudraient plus flexibles. Les cantons,
les commissions, les conférences et associations de communes suggèrent de fixer le
taux de compensation entre 10 et 20%. La procédure de consultation fait ressortir l'aval
des acteurs pour le maintien des prescriptions relatives aux émissions de CO2 pour les
véhicules. Beaucoup déplorent le manque de mesures de réduction plus efficaces dans
le domaine des transports. D'autres souhaitent davantage d'encouragement pour les
carburants et véhicules émettant peu ou pas de CO2. Les activités de formation,
d'information au public et de conseil aux professionnels doivent continuer d'exister
d'après les acteurs consultés. La plupart des entreprises, la majorité des cantons et une
petite majorité des partis politiques rejettent l'interdiction subsidiaire des chauffages à
combustibles fossiles. La proposition de l'abandon de l'affectation partielle du produit
de la taxe sur le CO2 au Programme Bâtiments, ainsi que l'abandon de l'affectation
partielle du produit de la taxe sur le CO2 au fond de technologie est refusée par les
organisations de protection de l'environnement et par la majorité des cantons. 28

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 30.11.2016
DIANE PORCELLANA

Abfälle

Le litige concernant le surcoût de l’assainissement du dépôt de déchets spéciaux de
Kölliken (AG) a connu son épilogue en toute fin d’année. Le consortium propriétaire du
dépôt, réunissant le canton d’Argovie, le canton et la ville de Zurich, ainsi que les firmes
de la chimie bâloise, et la Confédération ont convenu du financement du surcoût :
ramené de 250 à 222 millions de francs, celui-ci est pris en charge à raison de 46
millions par le consortium et de 176 millions par la Confédération à travers le Fonds
pour les sites contaminés (OTAS). Les entreprises chargées de l’assainissement ont
toutefois jugé ce montant insuffisant et refusé de reprendre les travaux. Plusieurs
rencontres, présidées par Franz Steinegger, en sa qualité de médiateur, ont ainsi été
nécessaires pour aboutir, en fin d’année, à un accord sur le montant définitif du
surcoût, qu’aucune des parties n’a toutefois communiqué, indiquant seulement que la
différence avec le précédent montant se chiffrait en dizaines de millions de francs. 29
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Die Sanierung der Sondermülldeponie Kölliken (AG) soll rund um die Hälfte teurer
werden, als dies vor sieben Jahren geplant gewesen war. Grund dafür seien unter
anderem die verschärften Sicherheitsvorschriften sowie die 82'000 t Schlacke, welche
während den Sanierungsarbeiten entdeckt wurden. Für die Kosten, welche bis zu CHF
770 Mio. betragen könnten, müssen mit den Kantonen Aargau und Zürich, der Stadt
Zürich und der Basler Chemie die ehemaligen Betreiber der 1985 stillgelegten Deponie
aufkommen. Geplant ist, dass der Bund CHF 170 Mio. aus dem Altlastenfonds
beisteuert. Davon hat er CHF 120 Mio. bereits gesprochen. 30

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 12.03.2011
MARLÈNE GERBER

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Suchtmittel

In der anschliessenden Vernehmlassung in den Kantonen zeigte sich, dass der
traditionelle «Röstigraben» nun auch von einen «Haschischgraben» überlagert wird.
Während sich die deutschsprachigen Kantone – zum Teil zwar mit gewissen
Vorbehalten in bezug auf die Straffreiheit beim Konsum von «harten» Drogen,
vereinzelt aber auch mit weitergehenden Empfehlungen, z.B. der Abgabe von Heroin an
Süchtige – für die im Drogenbericht enthaltenen Vorschläge aussprachen, lehnten die
welschen Kantone und der Tessin jegliche Straffreiheit kategorisch ab. Interessant war
dabei die Haltung der Zürcher Kantonsregierung, die sich für eine Liberalisierung bei
den «weichen» Drogen aussprach, den Handel und Konsum von «harten» Drogen aber
weiterhin unter Strafe stellen möchte und die Abgabe von Heroin an Süchtige ablehnte.
Sie stellte sich damit in einen gewissen Widerspruch zum Zürcher Kantonsrat, der im
September die Regierung aufgefordert hatte, eine Standesinitiative einzureichen,
welche eine Liberalisierung des Betäubungsmittelgesetzes in dem Sinne verlangen
sollte, dass der Handel und Konsum von Drogen geringer Gefährlichkeit und der
Konsum sowie die Beschaffung der übrigen Drogen zum Eigengebrauch straffrei werden
sollten. 31

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 18.11.1989
MARIANNE BENTELI

Gut die Hälfte der Drogensüchtigen in Zürich stammt aus anderen Kantonen, weshalb
die Zürcher Behörden im Vorjahr beschlossen hatten, die aufgegriffenen
ausserkantonalen Fixer in ihre Wohnsitzgemeinden zurückzuschaffen, um so die
Gemeinden und Kantone für die Probleme ihrer Drogenkranken zu sensibilisieren und
klarzustellen, dass Zürich nicht länger gewillt sei, die Folgen der repressiven Politik in
den umliegenden Kantonen allein zu tragen. Das dafür eingerichtete
Rückführungszentrum Hegibach musste Ende März 1994 geschlossen werden, da der
Kanton das Gebäude nicht weiter zur Verfügung stellte. In den sechs Monaten seines
Bestehens wurden 2300 Personen in ihre Wohnsitzgemeinden zurückgeschafft. Anfangs
August öffnete – mit finanzieller Beteiligung der am meisten betroffenen Kantone der
Nordostschweiz – ein neues Rückführungszentrum in der alten Kaserne Zürich seine
Tore. Die juristisch umstrittene Anwendung des fürsorgerischen Freiheitsentzugs, um
die Süchtigen länger als 24 Stunden festhalten zu können, stand allerdings nicht mehr
zur Diskussion. 32

KANTONALE POLITIK
DATUM: 23.07.1994
MARIANNE BENTELI

Ende August 1994 fand ein erstes Treffen zwischen der Drogendelegation des
Bundesrates und Vertretern von Stadt und Kanton Zürich statt. An der Aussprache
wurde die Schaffung einer gemeinsamen Projektorganisation auf hoher Beamtenebene
beschlossen, welche die rechtlichen und praktischen Voraussetzungen für eine
kohärente nationale Drogenpolitik mit einem breiten Fächer von Massnahmen in den
Bereichen Therapie, Überlebenshilfe, Repression und Prävention schaffen soll. Der
spektakulären Forderung nach einer sofortigen Räumung des Lettenareals wurde dabei
die konsequente Ausdünnung der Drogenszene als sinnvollere Alternative
gegenübergestellt. Der Bund kam Zürich auch insofern entgegen, als er beschloss, sich
an den Kosten für den Neubau und die Erweiterung von fünf zürcherischen
Strafanstalten – darunter das internationale Ausschaffungszentrum in Kloten – zu
beteiligen sowie für die Aussenbewachung des provisorischen Notgefängnisses Waid
Angehörige des Festungswachtskorps zur Verfügung zu stellen. 33
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Die SVP der Stadt Zürich brachte mit ihrem Argument, wonach die kontrollierte
Drogenabgabe zu teuer sei und ein falsches Signal an die Jugendlichen darstelle, ein
Referendum gegen die kontrollierte Drogenabgabe zustande. In Winterthur genügte
gar die Referendumsdrohung, um das Stadtparlament dazu zu bewegen, die
entsprechende Kreditvorlage freiwillig dem Volk zu unterbreiten. Mit dieser Haltung
stellte sich die Zürcher SVP nicht nur gegen alle anderen Parteien im Kanton (mit
Ausnahme von SD und FP), sondern sie grenzte sich auch deutlich gegenüber der
Mutterpartei ab, welche in ihrer Vernehmlassungsantwort zur Revision des
Betäubungsmittelgesetzes festhielt, dass sie sich zwar auch für eine Beendigung der
Heroinabgabeversuche einsetze, dass sie deren begrenzte Weiterführung bis 1998 aber
aus humanitären Gründen befürworte. In der recht gehässig geführten
Abstimmungskampagne engagierten sich auch die frühere Zürcher Sozialvorsteherin
Emilie Lieberherr sowie die gesamte Spitze der Stadtpolizei Zürich für die
Weiterführung der Heroinabgabe. Die breite Koalition der Befürworter schlug sich
anfangs Dezember in den Resultaten der beiden Abstimmungen nieder: in Winterthur
stimmten 59% der Stimmberechtigten, in Zürich gar 63% der Fortschreibung der
Betäubungsmittelabgabe zu. 34

KANTONALE POLITIK
DATUM: 02.12.1996
MARIANNE BENTELI

Sport

Die Aspirationen auf eine Kandidatur der Schweiz für die Olympischen Winterspiele
2014 zerschlugen sich. Mitte Februar legten die privaten Promotoren der Variante mit
Zürich als so genannter Host City , welche die Unterstützung der Kantone Schwyz und
Graubünden fand, in denen die meisten Wettkämpfe hätten stattfinden sollen, dem
Zürcher Regierungsrat ihr Bewerbungsdossier vor. Dieser sprach sich für eine vertiefte
Prüfung des Projekts aus, welches aber bereits zu diesem Zeitpunkt im Kantonsrat auf
Skepsis stiess, umso mehr, als sich die Stadt schon früher von jeglicher finanziellen
Beteiligung distanziert hatte. Gleichzeitig wurde bekannt, dass auch die Gemeinde
Davos (GR) eine Bewerbung ins Auge fasste. Beide Interessengruppen machten Anfang
März eine entsprechende offizielle Eingabe an Swiss Olympic. Dessen Exekutivrat
erteilte der Kandidatur von Davos eine klare Absage: Das Vorhaben werde weder von
der Bündner Regierung unterstützt, noch entspreche es dem von Swiss Olympic
vorgegebenen Profil. Das Zürcher Projekt wurde nur lau unterstützt. Das technische
Dossier entsprach zwar den Anforderungen, durch wurde der ungenügende politische
Sukkurs von Kanton und Stadt bemängelt, weshalb den Zürcher Promotoren
diesbezüglich klare Vorgaben gemacht wurden, um eine Wiederholung des Debakels der
Kandidatur „Berne 2010“ zu vermeiden. Da die Stadt Zürich ihre Haltung nicht änderte,
warfen die Promotoren Mitte September das Handtuch. Der Kanton Wallis hatte bereits
Ende Februar seinen Verzicht auf eine Bewerbung bekannt gegeben. 35

ANDERES
DATUM: 15.09.2004
MARIANNE BENTELI

Soziale Gruppen

Asylpolitik

Wegen der dominierenden Rolle, die gewisse Ausländergruppen – vor allem Kosovo-
Albaner –, welche sich unter dem Status von Asylbewerbern in der Schweiz aufhalten,
im Zürcher Drogenmarkt spielen, wurde verschiedentlich der Ruf laut, straffällig
gewordene Asylbewerber bis zu ihrer Ausschaffung zu internieren. Dies verlangten
unter anderem der sozialdemokratische Zürcher Stadtpräsident sowie die Vorsteher
der kantonalen und städtischen Polizeibehörden Zürichs. Im Parlament fand diese
Forderung insbesondere in zwei Motionen ihren Niederschlag – Iten(fdp, ZG) im
Ständerat und Heberlein (fdp, ZH) im Nationalrat – welche beide als Postulat
angenommen wurden. Bundesrat und BFF lehnten das Ansinnen vorerst vehement ab,
lenkten aber, da das Problem zusehends die Öffentlichkeit bewegte, schliesslich ein
und wollten derartige Massnahmen zumindest nicht mehr ausschliessen. 36
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Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Grundschulen

Im Kanton Zürich wollte der abtretende Bildungsdirektor Buschor (cvp) die Volksschule
einer grundlegenden Reform unterziehen. Die Schulpflicht sollte zwecks Schaffung
einer Basisstufe (Zusammenfassung von zweijährigem Kindergarten sowie 1. und 2.
Klasse) um ein Jahr auf zehn Jahre verlängert, das Pilotprojekt mit Englisch- und
Computerunterricht ab der 3. Primarklasse auf den ganzen Kanton ausgedehnt und für
den vormittäglichen Unterricht verbindliche Blockzeiten eingeführt werden.
Vorgeschlagen war auch eine grössere Autonomie der einzelnen Schulen, die
Abschaffung der Bezirksschulpflege und ihre Ersetzung durch eine Fachstelle, ein
Mitwirkungsrecht der Eltern (verbunden mit Elternpflichten), die spezielle Förderung
multikultureller Schulen, ein verstärkter Einbezug sonderpädagogischer Angebote in
den normalen Schulbetrieb sowie die Neuregelung der Schulversuche. Obgleich im
Kantonsrat mit Ausnahme der SVP und der EVP alle die Vorlage unterstützt hatten,
bildete sich quer durch die Parteien ein sehr aktives Nein-Komitee, das im
Wesentlichen gegen die Einführung der Basisstufe und die Abschaffung der
Bezirksschulpflege kämpfte. Die linken Gegner kritisierten zudem, das neue Gesetz
richte sich einseitig nach den Forderungen der Wirtschaft. Die Argumente des Nein-
Komitees schienen vor allem in den ländlichen Gebieten auf fruchtbaren Boden zu
fallen. Während die Stadt Zürich das neue Volksschulgesetz mit 58,6% Ja-Stimmen
annahm, wurde es vom Kanton mit 52,2% Nein-Stimmen verworfen. Die Abschaffung
der Bezirksschulpflege, die eine Verfassungsänderung nötig machte, weshalb sie dem
Volk in einer separaten Vorlage unterbreitet wurde, erhielt hingegen Zustimmung
(52,6% Ja), gleich wie die ebenfalls gesondert vorgelegte Neuregelung der
Schulversuche (58,7%). Wenige Tage nach der Abstimmung reichten Vertreterinnen und
Vertreter der FDP, SP, CVP und der Grünen eine parlamentarische Initiative mit den
unbestrittenen Elementen des Volksschulgesetzes ein (Teilautonomie der Schulen,
professionelle Schulaufsicht). Da in erster Linie die Basisstufe zur Niederlage in der
Abstimmung geführt hatte, verlangt die Initiative einen kantonsweit einheitlich
geregelten Kindergarten, wobei der Besuch eines der beiden Jahre obligatorisch sein
soll. 37

KANTONALE POLITIK
DATUM: 03.12.2002
MARIANNE BENTELI

Hochschulen

In einer gemeinsamen Vereinbarung bestärkten die Universität Zürich und die ETHZ
ihrerseits die Tradition ihrer Zusammenarbeit und gaben dem Willen Ausdruck,
gegenseitige Durchlässigkeit und Absprachen zu verbessern sowie gemeinsame Projekte
und Einrichtungen zu vermehren. Ein neues Zentrum für Genomik, ein
Lehrerbildungsinstitut mit Beteiligung der Pädagogischen Hochschule sowie ein
Sprachzentrum wurden dabei als Beispiele angeführt. 38

KANTONALE POLITIK
DATUM: 12.09.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Forschung

A la suite des nombreuses discussions qui ont animé à la fois les chambres
parlementaires, les cantons par l’intermédiaire de la Conférence des chefs de
départements cantonaux de l’économie publique, l’économie privée et les hautes
écoles liées au projet, le Conseil fédéral a fini de dessiner un projet pour le «Swiss
Innovation Park». L’objectif sous-jacent d’un projet d’une telle envergure se résume
en deux points inséparables: le maintien de la Suisse à la pointe de l’innovation et le
gain de compétitivité dans les années à venir à travers notamment la facilitation du
transfert de technologies vers l’économie privée. De plus, il est important de préciser
que le Parc d’innovation helvétique serait divisé en deux pôles majeurs, liés aux écoles
polytechniques fédérales (EPF) de Zürich et Lausanne, ainsi qu’en trois sites
secondaires, à Bienne, Bâle et à l’Institut Paul Scherrer en Argovie. Si le Conseil fédéral
soumet, en 2015, aux chambres fédérales, deux projets reliés à l’organisation et au
soutien d’un Parc d’innovation suisse, c’est que celles-ci lui en ont octroyé le pouvoir,
en 2012, par la validation d’une révision complète de la loi fédérale sur l’encouragement
de la recherche et de l’innovation (LERI). Ce message s’inscrit donc dans la continuité
des débats au Parlement. Deux projets sont soumis aux chambres. Tout d’abord, le
Conseil fédéral souhaite libérer un crédit-cadre de 350 millions de francs pour le
cautionnement de prêts nécessaires au financement d’infrastructures et
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d’équipements de recherche. En outre, le Conseil fédéral précise que ce crédit-cadre
ne doit pas être alloué à la construction de bâtiments, mais véritablement permettre
d’obtenir des prêts à des conditions préférentielles. Ensuite, le second projet concerne
la cession de terrains, appartenant à la Confédération, en droit de superficie. Le terrain
concerné, de 70 hectares, est celui de l’aérodrome militaire de Dübendorf (ZH).
Finalement, le Conseil fédéral précise dans son message que son rôle n’est que de
soutien, qu’il n’est que subsidiaire, la réalisation du Parc d’innovation revenant
véritablement aux cantons d’accueil, aux hautes écoles concernées et aux milieux
économiques impliqués. 
Le Conseil national est la première chambre à s’être prononcé sur les deux projets.
Alors que la Commission de la science, de l’éducation et de la culture du Conseil
national (CSEC-CN) avaient approuvé en amont le projet par 20 voix contre 5, la
chambre du peuple a accepté d’une part l’octroi d’un crédit-cadre de 350 millions de
francs par 153 voix contre 38 et 1 abstention, et d’autre part, la cession de biens-fonds
par 140 voix contre 34. Au final, l’UDC s’est révélé être le seul parti opposé au projet. Il a
notamment parlé de parc de subventions, allant même jusqu’au terme corruption,
expliquant que la Confédération ne devrait pas interférer dans ce domaine, mais
uniquement fournir des conditions cadres optimales. De plus, Christoph Mörgeli (udc,
ZH) a critiqué la répartition des sites, discriminatoire selon lui. A l’opposé, l’équilibre
linguistique, le rôle subsidiaire de la Confédération et la solidité du projet construit sur
des pôles d’excellences (les deux EPF) existants ont été mis en avant. Néanmoins, il est
nécessaire de préciser que le Conseil national a proposé une modification du projet
initial. Cette divergence concerne la cession de biens-fonds. Plus précisément, la
chambre basse estime que les produits financiers nés de la rente devraient être alloués
au soutien de l’ensemble des sites, afin de garantir l’équilibre régional. 
Le projet est parti du côté du Conseil des Etats. La chambre des cantons a ainsi
largement soutenu le projet de soutien de la Confédération au parc d’innovation, à
travers le crédit-cadre de 350 millions de francs, ainsi que la cession de biens-fonds.
Ils ont été acceptés par 37 voix sans opposition. Ainsi, la chambre des cantons n’a pas
souhaité suivre la volonté du Conseil national, qui avait proposé une réaffectation des
produits financiers liés à l’aérodrome de Dübendorf (ZH). Même si Géraldine Savary (ps,
VD) et Anne Seydoux-Christe (pdc, JU) ont respectivement parlé de «Lex Dübendorf» et
de «déséquilibre majeur», les sénateurs ont estimé que l’argent de la Confédération
devait revenir à la Confédération et non pas à une fondation privée. Ils ont donc rejeté
la modification du Conseil national. 
Le projet est alors retourné à la chambre du peuple. Au final, la divergence avec le
projet initial a été biffée. En effet, malgré l’opposition des élus romands, le Conseil
national a décidé que les produits financiers de la rente des droits de superficie de la
Confédération, qui concernent principalement l’aérodrome militaire de Dübendorf
(ZH), ne seraient pas redistribués à l’ensemble des sites. Fathi Derder (plr, VD) ou
encore Matthias Aebischer (ps, BE) ont critiqué un traitement qu’ils jugent inéquitable
des sites, alors que Jean-François Steiert (ps, FR) a parlé de déséquilibre régional. Le
projet a été validé, en septembre, à une faible majorité, au Conseil national par 99 voix
contre 88 et 2 abstentions. 39

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Stadt und Kanton Zürich einigten sich auf eine Neuverteilung der Kulturkosten. Der
Kanton, welcher bisher 49% der Beiträge ans Opernhaus geleistet hat, übernimmt
dieses zu 100%, wird aber an die anderen grossen Kulturinstitute – Schauspielhaus,
Tonhalle und Kunsthaus – nichts mehr beisteuern (bisher 25%). Die Regelung wird dem
Kanton jährliche Mehrausgaben von rund 26 Mio Fr. bringen. Der neue
Subventionsvertrag kann frühestens auf Sommer 1994 in Kraft treten, da zuvor noch das
kantonale Kulturförderungsgesetz in einer Volksabstimmung abgeändert werden
muss. 40

KANTONALE POLITIK
DATUM: 30.12.1993
MARIANNE BENTELI

In Zürich konnte die Entflechtung der kulturellen Aufgaben zwischen Stadt und
Kanton erfolgreich abgeschlossen werden. Im September nahmen die Stimmbürger des
Kantons mit rund 75% Ja-Stimmen zwei Vorlagen an, die den Kauf des Opernhauses und
die alleinige Finanzierung dieser Institution durch den Kanton ermöglichen. Im
Gegenzug wird die Stadt den Betriebskredit der drei anderen grossen Kulturinstitute
(Schauspielhaus, Tonhalle und Kunsthaus) ohne Kantonssubventionen berappen.
Erhalten bleiben der Stadt aber die Beiträge der Gemeinden aus dem

KANTONALE POLITIK
DATUM: 26.09.1994
MARIANNE BENTELI
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Steuerkraftausgleich. 

Auch die Stadt Bern soll durch eine Revision des kantonalen Kulturförderungsgesetzes
von ihrer Zentrumsfunktion entlastet werden. Der Regierungsrat unterbreitete dem
Grossen Rat entsprechende Änderungsanträge, durch die insbesondere die
Agglomerationsgemeinden stärker eingebunden würden. 41

Die Regierungen von Kanton und Stadt Zürich beschlossen, künftig viermal so viel Geld
wie bisher für die Filmförderung einzusetzen, nämlich rund CHF 9 Mio. pro Jahr. Mit
CHF 20 Mio. aus dem Fonds für gemeinnützige Zwecke, der mit den Gewinnen der
Interkantonalen Landeslotterie (Swisslos) geäufnet wird, wurde die Zürcher Filmstiftung
gegründet, welche die bisherige Filmförderungskommission ablöst. CHF 3 Mio. steuert
die Stadt Zürich bei, die ihre jährliche Filmförderungssubvention damit vervierfachte. 42

KANTONALE POLITIK
DATUM: 31.10.2003
MARIANNE BENTELI

Die 2003 im Grundsatz beschlossene Zürcher Filmstiftung nahm im Berichtsjahr
wesentliche politische Hürden. Im Mai stimmte das Kantonsparlament dem Vorhaben
der Regierung zu, das Stiftungskapital von CHF 20 Mio. aus dem Fonds für
gemeinnützige Zwecke einzuschiessen, worauf auch der Gemeinderat der Stadt Zürich
die von der Exekutive beantragte Vervierfachung des jährlichen Filmkredits auf CHF 4
Mio. guthiess. Ende September nahm die Stimmbevölkerung der Stadt gegen die Nein-
Parolen der SVP und der FDP den Kredit mit 54% Ja an. 43

KANTONALE POLITIK
DATUM: 26.09.2004
MARIANNE BENTELI

Archive, Bibliotheken, Museen

Der Entscheid des Bundesrates, den Erweiterungsbau aus dem laufenden Finanzplan zu
streichen und vorerst nur die Sanierungsarbeiten am bestehenden Bau auszuführen,
stiess bei Stadt und Kanton Zürich auf Unverständnis. Die beiden Zürcher Vertreter im
Ständerat, Spoerry (fdp) und Hofmann (svp) erklärten ihre Bereitschaft, sich dafür
einzusetzen, dass dieser Entscheid noch einmal überdacht wird. Die WBK des
Nationalrates möchte ebenfalls verhindern, dass sich der Neubau verzögert. Als Ausweg
aus dem Engpass regte sie eine teilweise private Finanzierung mit Staatsgarantie an. Im
Ständerat kam es ausgehend von einer Interpellation Spoerry zu einer kurzen
Landesmuseums-Debatte. Bundesrätin Dreifuss erklärte, der Bundesrat erachte die
Sanierung und den Neubau als gleichwertige Anliegen, müsse das Projekt jedoch aus
finanziellen Gründen etappieren. 44
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DATUM: 18.09.2002
MARIANNE BENTELI
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